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| | Amtliche Bekanntmachungen. 


1018. 


mittwoch den 6. März 


» RE ¿9 ſcheidet endgültig dieſe Stelle unter Zuziehung von Sach⸗ 
an wirte verſtändigen. 
a § 5. 
Bilis uwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem 
Baut Mohn als Zwiſchenfrucht an : Jahr, beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder 
! M ol Gelditrafe bis zu 1500 Mart beitraft. o 
m Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
| ji m au) sun y { 2 8 92 úl in Kraft. 
4 N Mit dem gleichen Tage tritt die Verordnung des jtelln. 
4 ieler al "Luli ($ peiſeb > Generalkommandos betreffend Heranziehung von Geſpannen 
7 — — zur Holzabfuhr vom 5. 6. 17 außer Kraft. 
; , , Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
5 Bekanntmachung. den 18. Febeus: 1918 
* Betrifft: Bildung von Holzabfuhrausſchüſſen. Der kommandierende General des ſtellv. XVII. Armeekorps. 
3 Im Inteteffe der öffentlichen Sicherheit wird für den Be⸗ Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
0 reich des XVII. Armeekorps einſchließlich der Feſtungen auf Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, Marienburg. 


Grund des 8 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 
4. Juni 1851 in Verbindung mit dem Geſetz vom 11. Dezember 
1915 wie folgt angeordnet: 

8 1. 

Durch die Königl. Oberförſter oder Privat⸗ und Gemeinde⸗ 
ſorſtverwalter find Holzabfuhrausſchüſſe zu bilden, beſtehend 
aus dem Oberſörſter oder dem Privat- und Gemeindeforſt⸗ 

verwalter und den beteiligten Gemeinde⸗ oder Gutsvorſtehern; 
y dieſe treten zur Sicherſtellung der Holzabfuhr in Wirkung auf 
A Anruf der zur Holzabfuhr berechtigten Käufer. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Forſtbeamten den Ausſchlag. 
Die Kriegsamtsſtelle Danzig wird ermächtigt, Aus⸗ 
jührungsbeſtimmungen zu erlaſſen. Abdrücke dieſer Beſtim⸗ 
mungen können von der Kriegsamtsſtelle Danzig, Abt. La, 
bezogen werden. 


ee 


Y 


§ 2. 

Halter von Pferdes, Ochſen⸗ und Kuhfuhrwerken ſind ver⸗ 
pflichtet, auf ſchriftliche Aufforderung des für ihren Wohnort 
duſtändigen Holzabfuhrausſchuſſes für jeden ihnen von dem 
Holzabfuhrausſchuß bezeichneten Auftraggeber die jeweilig be⸗ 
ſtimmten Holzmengen zu den feſtgeſetzten Zeiten und Fuhr⸗ 
löhnen nach dem ihnen zu bezeichnenden Ort abzufahren. 
Wagenbeſtitzer find in gleicher Weiſe verpflichtet, ihre zur Holz⸗ 
abfuhr geeigneten Wagen und Ladevorrichtungen zur Ver⸗ 

fügung zu ſtellen. 


8 3. y 
Jede männliche Perſon iſt verpflichtet, auf Aufforderung 
des für ihren Wohnort zuſtändigen Holzabfuhrausſchuſſes gegen 
den ortsüblichen Lohn bei der Abfuhr von Holz aus den Wäl⸗ 


dern inſoweit mitzuwirken, als es ohne weſentliche Schädigung 


ſeiner eigenen Verhältniſſe pe fann. 


Gegen die Heranziehung durch den Holzabfuhrausſchuß, 
ſowie gegen die Höhe der von dem Holzabfuhrausſchuß feſtzu⸗ 
ſetzenden Vergütung (Ziffer 2 und 3) iſt Beſchwerde bei der 
Kriegsamtsſtelle, die jedoch keine auſſchiebbare Wirkung hat, 
binnen acht Tagen anzubringen. über die Beſchwerde ent⸗ 


Die Verordnung des ſtellv. Generalkommandos vom 
5. Juni 1917, betreffend Heranziehung von Geſpannen zur 
Holzabfuhr, die nach Abſatz 3 des § 5 der vorſtehenden Bekannt⸗ 
machung hiermit außer Kraft tritt, iſt im Kreisblatt Nr. 48 
für 1917 abgedruckt. 0 

Die Ortsbehörden erſuche ich, vorſtehende Bekanntmachung 


in geeigneter Weiſe zur Kenntnisnahme der Fuhrwerksbeſitzer 


zu bringen. 
Thorn den 1. März 1918. 
Der Landrat. 


Verordnung 


zur Abänderung der verordnung über den Ausdruſch 
und die Inanſpruchnahme von Getreide und hülſenfrüchten. 
Vom 26. Februar 1918. : 
Auf Grund der Verordnung über Reinen ze au 
Be: 22. Mai 1916 (Reichs⸗ eſetzbl. 
tung der Volksernührung vom 18. Auguſt 1917 Reichs⸗Geſetzbl. 


4 925 wird beſtimmt: 
Artikel L 

$ 2, Ubj. 2 der Verordnung über den Ausdruſch und die 
Inanſpruchnahme von Getreide und Hülſenfrüchten vom 24. No⸗ 
dember 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1082) erhält folgende Faſſung. 

Die Vorſchrift im Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn 
die rechtzeitige Ablieferung ohne Verſchulden des Beſitzers 
unterblieben iſt und der Beſitzer entweder die Ablieferung bis 
zum 20. März 1918 einſchließlich vornimmt oder bis zu dieſem 
Zeitpunkt einen ſchriftlichen Antrag auf Zahlung des vor dem 
1. März 1918 geltenden Höchſtpreiſes bei dem Kommunal⸗ 
verband einreicht. Aus dem Antrag müſſen ſich die noch zur 
Ablieferung gelangenden Mengen, die Gründe für die Ver⸗ 


zögerung der Ablieferung, ſowie der Zeitpunkt ergeben, bis zu 
Das Direktorium 


dem die Ablieferung bewirkt werden ſoll. 


8 ur 


der Reichsgetreideſtelle kann weitere Beſtimmungen treffen. 


Streitigkeiten darüber, ob der vor dem 1. März 1918 gel⸗ 


tende Höchſtpreis oder der nach Abſ. 1 ermäßigte Höchſtpreis 
maßgebend iſt, entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde. 
Gegen die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde ſteht 
der Reichsgetreideſtelle die Beſchwerde an den Staatsſekretär 
des Kriegsernährungsamts zu. 

Artikel IL 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. oor 

Berlin den 26, Februar 1918. 

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts. 
von Waldow. 

Die bisher mir zugegangenen oder noch eingehenden An⸗ 
träge auf Zahlung des vor dem 1. März d. Is. geltenden Höchſt⸗ 
preiſes für erſt nach dieſem Tage zur Ablieferung gelangte oder 
noch gelangende Früchte erſuche ich unter genauer Beachtung 
vorſtehender Bedingungen ſchleunigſt zu erneuern und bis zum 
20. d. Mts. mir einzureichen. 

Ich erwarte, daß ſämtliche Herren Landwirte den Aus⸗ 
druſch des Getreides und der Hülſenfrüchte bis zum 20. d. Mts. 
beendet und die als abzuliefern ermittelten Mengen bis zum 
gleichen Tage abgeliefert haben werden. 

Thorn den 2. März 1918. 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


Auf Grund des $ 2, Ab. 2, Satz 3 der Verordnung über 
den Ausdruſch und die Inanſpruchnahme von Getreide und 
Hülſenfrüchten vom 24. November 1917 (Kreisblatt Nr. 96 vom 
1. Dezember v. Is., Seite 595/596) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 27. Februar d. Is. (Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 28, S. 94 


und Kreisblatt Nr. 19 vom 6. d. Mts.) hat das Direktorium 


der Reichsgetreideſtelle folgende Beſtimmungen getroffen: 

1. Die ſelbſtliefernden Kommunalverbände und die Reichs⸗ 
getreideſtelle zahlen den bis Ende Februar 1918 geltenden 
Höchſtpreis zunächſt nur für diejenigen Mengen, die tatſächlich 
bis zu dieſem Zeitpunkt ſeitens der Erzeuger an die mit der 
Abnahme beauftragten Stellen (Kommiſſionär bezw. Unter: 
kommiſſionär) abgeliefert ſind. Für alle nach dieſem Zeitpunkt 
ſeitens der Erzeuger zur Ablieferung gelangenden Mengen 
wird zunächſt grundſätzlich nur der um 100 Mark ermäßigte 
Höchſtpreis gewährt. 

Sofern die Erzeuger auch für die letzteren Mengen Anſpruch 
auf den jetzigen Höchſtpreis erheben wollen, ſind die Fälle, in 
denen die Ablieferung bis zum 20. März einſchließlich erfolgt, 
von den Fällen zu unterſcheiden, in denen erſt nach dem 20. März 
1918 abgeliefert wird. Ablieferung in dieſem Sinne liegt nur 
vor, wenn die Vorräte der Eiſenbahn oder einem Schiffer zur 
Beförderung an die Reichsgetreideſtelle oder an den Rommu: 
nalverband übergeben ſind, oder wenn ſie unter Entfernung 
aus dem Gewahrſam des Erzeugers auf ein Lager der Reichs⸗ 
getreideſtelle oder des Kommunalverbandes gebracht ſind. 

2. Erfolgt die Ablieferung bis zum 20. März einſchließlich, 
ſo hat der Beſitzer zur Vermeidung des Ausſchluſſes mit ſeinem 
Anſpruch bis ſpäteſtens zum 31. März 1918 einen Antrag auf 
Bewilligung des früheren Höchſtpreiſes unter Darlegung der 
Tatſachen, aus denen ſich ergibt, daß die Ablieferung vor dem 
1. März ohne ſein Verſchulden unterblieben iſt, dem Kommunal⸗ 
verband einzureichen. Der Antrag iſt ſchriftlich zu ſtellen, eine 
beſondere Form wird nicht vorgeſchrieben. Er 

3. Kann die Lieferung nicht bis zum 20. März erfolgen, 
fo haben die Beſitzer zur Vermeidung des Ausſchluſſes mit ihren 
Anſprüchen bis ſpäteſtens zum 20. März 1918 einen Antrag nach 
einem beſtimmten Muſter ihrem Kommunalverband vorzulegen. 

4. Daß die Beſitzer an der Verſäumung der rechtzeitigen 
Ablieferung kein Verſchulden trifft, wird in der Regel nur an⸗ 
zunehmen ſein, wenn eine der folgenden Vorausſetzungen ge⸗ 
geben iſt: 
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Wagenmangel (Beſcheinigung der Güterabfertigung, daß 
rechtzeitig beſtellte Wagen nicht geſtellt werden 
konnten); 

Säckemangel (Nachweis, daß rechtzeitig beim Kom⸗ 
miſſionär angeforderte Säcke nicht geliefert werden 
konnten); 

Witterungsverhältniſſe Fahr⸗ 
ſtraßen uſw.); 

Geſpannmangel. 

Als Gründe für verſpäteten Ausdruſch kommen in Betracht: 

Mangel an Betriebsſtoffen für Maſchinen (Kohlen⸗ 


(Unwegſamkeit der 


mangel, Benzolmangel u. dgl.), Maſchinenſchäden 


(Naſchinenbruch, Treibriemenſchäden u. dgl.). 

In jedem Falle wird der Nachweis zu erbringen ſein, daß 
der Beſitzer ſich wegen Abhilfe rechtzeitig, aber ohne Erfolg, an 
die zuſtändige Kriegswirtſchaftsſtelle gewandt hatte. 

5. Die Ablieferung nach dem 28. Februar 1918 gilt auch 
dann als zureichend begründet, wenn es ſich um Saatgut han⸗ 
delt, das ein Beſitzer im Einverſtändnis mit dem Kommunal⸗ 
verband zur Ausſaat im Frühjahr 1918 zurückbehalten, dem⸗ 
nächſt aber zu dieſem Zwecke nicht verbraucht hat. Voraus⸗ 
ſetzung hierbei iſt, daß binnen der unter Ziffer 3 erwähnten 
Ausſchlußfriſt der Beſitzer unter Angabe der zur Ausſaat zurück⸗ 
behaltenen Mengen einen entſprechenden Antrag ſtellt und die 
erſparten Saatgutmengen ſpäteſtens bis zum 1. Juni 1918 
abliefert. 


6. Die Antragſteller haben in den von ihnen nach Ziffer 3 
einzureichenden Anträgen insbeſondere auch die Friſt, inner⸗ 
halb deren die Ablieferung erfolgen ſoll, genau anzugeben. Die 
Vorſtände der Kommunalverbände werden erſucht, darauf hin⸗ 
zuwirken, daß dieſe Friſt nicht zu weit ausgedehnt wird. Die 
Ablieferung hat ſo ſchnell als möglich zu erfolgen. 

Falls ein Beſitzer innerhalb der von ihm in ſeinem Antrag 
angegebenen Ablieferungsfriſt nicht mindeſtens 80 v. H. der von 
ihm angegebenen Menge zur Ablieferung gebracht hat, ſo er⸗ 
hält er für alle von ihm nach dem 28. Februar 1918 abge⸗ 
lieferten Mengen nur den ermäßigten Höchſtpreis nach Abſatz 1 
des § 2 der Verordnung vom 24. November 1917. Er verliert 
alſo den Anſpruch auf Nachzahlung von 100 Mark für die Tonne. 

7. Die Reichsgetreideſtelle (Geſchäftsabteilung) ermächtigt 
die Vorſtände der Kommunalverbände, für ſie die Entſcheidung 
darüber zu treffen, inwieweit der Anſpruch auf Nachzahlung 
begründet iſt. Sie behält ſich die Nachprüfung der Entſcheidun⸗ 
gen vor. Zur Ermöglichung dieſer Nachprüfung ſind die ein⸗ 
gereichten Anträge von den Kommunalverbänden geordnet auf⸗ 
zubewahren und den Beamten der Reichsgetreideſtelle auf Ver⸗ 
langen vorzulegen. 

Die Kommunalverbände haben die bei ihnen eingereichten 
Anträge mit dem Eingangsdatum zu verſehen und nach den 
unter Ziffer 2 bis 6 erwähnten Geſichtspunkten zu prüfen. Mit 
Rückſicht auf die Beſtimmungen unter Ziffer 6 kann die end⸗ 
gültige Entſcheidung in den unter Ziffer 3 behandelten Fällen 
erſt nach Ablauf der in dem unter Ziffer 3 erwähnten Antrag 
von den Beſitzern angegebenen Ablieferungsfriſt erfolgen. 

8. Soweit der Antrag auf Nachzahlung nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen des Kommunalverbandes abgewieſen wird, iſt im 
Streitfall die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde 
herbeizuführen. ; 

9. Soweit die Anträge auf Nachzahlung begründet befuns 
den werden, haben die ſelbſtliefernden Kommunalverbände 
durch ihre Geſchäftsſtellen der Reichsgetreideſtelle (Geſchäfts⸗ 
abteilung) Zuſatzrechnungen einzuſenden. 5 

Muſter für die bis ſpäteſtens zum 20. März d. Is. mir vor⸗ 
zulegenden Anträge gemäß Abſatz 3 können beim Kreis⸗ 
verteilungsamt angefordert werden. ets 

Für die Begründung der Anträge gemäß Abſatz 1 bis 3 
ſind die im Abſatz 4 vorgeſehenen Einzelfälle zu beachten. 

Ich bemerke noch, daß nicht rechtzeitige und nicht hin⸗ 
reichend begründete, durch Nachweiſe belegte Anträge keine 
Berückfichtigung finden. ; 
Thorn den 4. März 1918. 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


- Betrifft Einreichung der Abgangsliften für Kriegsteiluehmer | 
und der Zuſammenſtellungen der Staatsſtener⸗Zu⸗ und Ab: 
gangsliften für das 4. Pierteljahr des Stenerjahres 1917. 

Die Magiſtrate, Guts⸗ und Gemeindevorſteher des Kreiſes 
erſuche ich, mir bis zum 20. März dieſes Jahres 

1. die Abgangsliſten A und B für „Kriegsteilnehmer“ in 

doppelter Ausfertigung, 

2. die Zuſammenſtellungen der gegen das Veranlagungs⸗ 
ſoll entſtandenen Zu⸗ und Abgänge an Staatsſteuern, 
die in den Spalten 1—12 die Endergebniſſe der im 
letzten Vierteljahr feſtgeſetzten Zu⸗ und Abgangsliſten 
nach der Reihenfolge ihrer Kontrollnummer enthalten 
müſſen, ; > 

etwaige noch nicht zur Feſtſetzung vorgelegte Zur und 
Abgangsliſten in doppelter Ausfertigung nebjt Belegen 
einzureichen. 

Der Einreichung der von mir bereits feſtgeſetzten Zu⸗ und 
Abgangsliſten bedarf es nur noch ſeitens der Magiſtrate von 
Culmjee und Podgorz. 

Im übrigen find die feſtgeſetzten Liſten bei den Orts⸗ 
behörden aufzubewahren. 

In die Abgangsliſte A für Kriegsteilnehmer iſt aufzu⸗ 
nehmen die Staats⸗Einkommenſteuer der mit einem Einkommen 
bis zu 3000 Mark veranlagten 


a) Angehörigen des aktiven Heeres (Offiziere, Beamte der 
Heeresverwaltung uſw.). Sofern jedoch dieſe Perſonen 
außer ihrem Militäreinkommen noch aus anderen 
Quellen, z. B. aus Kapitalvermögen, beſteuert ſein ſoll⸗ 
ten, ſo iſt nur die auf das Militäreinkommen entfallende 
Einkommenſteuer in Abgang zu ſtellen; 
Unteroffiziere und Mannſchaften des Beurlaubten⸗ 
ſtandes leinſchließlich der Landſturmpflichtigen) für die⸗ 
jenigen Monate, in denen ſie ſich im aktiven Dienſt be⸗ 
finden oder befunden haben. In Spalte „Urſache des 
Abganges“ iſt der Tag des Eintritts in den aktiven 
Dienſt — zutreffenden Falles auch der Tag der Ent⸗ 
laſſung aus dem aktiven Dienſt — und der militäriſche 
Dienſtgrad des betreffenden Steuerpflichtigen anzugeben; 
c) im Offiziersrange ſtehenden Lehrer und Beamten der 
Zivilverwaltung. Zur Begründung der Inabgang⸗ 
ſtellung der Staats⸗Einkommenſteuer dieſer Perſonen 
muß die Spalte „Bemerkungen“ darüber Auskunft geben, 
a) von welchem Tage ab ſie zum Offizier befördert 
worden ſind, 
b) welche Stellung fie bei der Truppe einnehmen, z. B. 
Feldwebelleutnant, Hauptmann uſw., 
c) feit wann und wie lange fie einem mobilen oder im⸗ 
mobilen Truppenteil angehören, 
d) auf wie. hoch ſich der anzurechnende Teil (7/10) der 
Kriegsbeſoldung ſtellt, é 
e) wann eine mit einer Einkommensvermehrung ver- 
bundene militäriſche Beförderung ſtattgefunden hat. 
In die Abgangsliſte B für Kriegsteilnehmer iſt aufzu⸗ 
nehmen die Staats⸗Einkommenſteuer der mit einem Einkommen 
über 3000 Mart veranlagten, vorſtehend unter a und e aufge: 
führten Steuerpflichtigen mit den in Spalte „Bemerkungen“ 
auszuwerfenden Begründungen. Die vorſtehend unter b ge: 
nannten Steuerpflichtigen ſind ebenfalls aufzunehmen, ſofern 
ihr Einkommen zwar die Summe von 3000 Mark überſteigt, 
ſie jedoch nur mit einem dem Einkommen von nicht mehr als 
3000 Mark entſprechenden Steuerſatze — alſo höchſtens zum 
Satze von 52 Mart — veranlagt find. i 
y Formulare zu den Zuſammenſtellungen und zu den Zus 
und Abgangsliſten ſind aus der C. Dombrowski ſchen 
Buchdruckerei hierſelbſt zu beziehen. 
Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 
Thorn den 4. März 1918. N 
Der Vorſitzende der Veraulagungs⸗Kommiſſion 
des Landkreiſes Thorn. 
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Bekanntmachung. 


81. ‘ 
In der Zeit vom 1. Februar 1918 bis Ende Juni 1915 
decken auf den Königlichen Beſchälſtationen 
1. Gramtſchen 3 Beſchäler 
2. Koſtbar 2 
3. Roßgarten 2 > 
4. Witramsdorf 2 „ 

Die Deckſtunden find für Februar 8—9 Uhr vormittags, 
März 8—9 Uhr vormittags, 4—5 Uhr nachmittags, für. April, 
Mai und Juni 7—8 Uhr vormittags, 5—6 Uhr nachmittags. 

Stutenbeſitzer, die Königliche Beſchäler benutzen, unter⸗ 
werfen ſich den im Nachſtehenden aufgeführten Bedingungen. 

2 - 


Die Auswahl des Hengites ſteht dem Stutenbeſitzer frei. 
Es darf jedoch keine Stute ohne Vorzeigung des vom Stations- 
halter ausgefertigten Deckſcheines, in dem der gewünſchte Hengſt 
bezeichnet iſt, zum Decken zugelaſſen werden. Die angedeckte 
Stute darf im Laufe einer Deckperiode dem Beſchäler ſo lange 
zugeführt werden, bis fie ſicher abgeſchlagen hat. Der Gejtiit- 
wärter hat die Verpflichtung, die Stute, auch wenn ſie bereits 
abgeſchlagen hat, öfter zum Nachprobieren zu beſtellen. Die 
Herren Stutenbeſitzer werden in ihrem eigenen Intereſſe ge- 
beten, dieſer Aufforderung Folge zu leiſten. 

3 


8 3. 

Fohlenſtuten, Stutbuchſtuten und ſolche, die noch keine 
Sprünge erhalten haben, find bei der erſten Noſſigkeit den 
Stuten vorzuziehen, die ſchon öfter gedeckt ſind. 

4 


Wird ein Beſchäler im Laufe der Deckperiode durch Krank 
heit, Verſetzung nach einer anderen Station oder aus ſonſtigen 
Gründen verhindert, die von ihm angedeckten Stuten nachzu⸗ 
decken, ſo erhalten dieſe Stuten einen anderen Hengſt der 
Station zugewieſen. In beſonderen Fällen können auch benad- 
barte Stationen zu dieſem Zwecke benutzt werden. Der be⸗ 
treffende Stutenbeſitzer hat alsdann zuvor die Genehmigung 
der Geſtütdirektion einzuholen. Dieſe ſtellt eine dahin lautende 


Beſcheinigung aus, die gleichzeitig mit dem Deckſchein der erſten 


Station im Laufe der Deckperiode dem Stationshalter der an⸗ 
deren Station vorgelegt werden muß. 
5 


Das Deckgeld ijt vor dem erſten Sprunge an den Stations: 
halter zu entrichten. Durch die Entrichtung des Deckgeldes wird 
die Berechtigung zur Benutzung der Landbeſchäler nur für die 
laufende Deckperiode erworben. 


8 6. 
Stutenbeſitzer, die auf ein und derſelben oder auf zwei ver⸗ 


ſchiedenen Stationen durch einen zweiten Hengſt nachdecken 


laſſen, find für den Fall, daß der Deckgelderſatz für die benutzten 
Hengſte nicht gleich hoch bemeſſen iſt, ſtets zur Zahlung des 
höheren Deckpreiſes verpflichtet. Etwaige Differenzbeträge an 
Deckgeld werden durch die beteiligten Stationshalter dergeſtal! 
ausgeglichen, daß das volle Deckgeld auf derjenigen Station 
verrechnet wird, die den teureren Hengſt geſtellt hat. 

8 7 


Stutenbeſitzer, die ohne vorherige Genehmigung der Gejtiit- 
direktion auf anderen Stationen nachdecken laſſen, bezahlen das 
volle Deckgeld für den dort benutzten Hengſt ebenſo, wie auf der 
erſten Station. 

8 8. 

Die Niederſchlagung fälliger Deckgelder kann auch dann 
nicht beanſprucht werden, wenn die Stuten vor der Gebur! 
eines aus der betreffenden Bedeckung ſtammenden Fohlens 
eingehen. 


E 89. 
Von dem Augenblick der Zuführung der Stuten zu den 


Königlichen Beſchälern ab haftet die Geſtütverwaltung für 
keinerlei den Stuten oder ihren Bejigern oder deren Beauf⸗ 
tragten durch den Hengſt zugefügte Beſchädigungen oder Ver⸗ 
letzungen. Insbeſondere wird jede Erſatzpflicht aus § 833 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und jede Haftung der Geſtüt⸗ 
verwaltung für ein etwaiges Verſchulden des Stationshalters, 
der Geſtütwärter und ſonſtiger Perſonen, die aus Anlaß des 
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Beilage zu Dr. 


19 des Thorner „Kreisblatt“. 


Mittwoch den 5. März 1918. 


Bekanntmachung. 


Der Plan über die Errichtung einer 
oberirdiſchen Telegraphenlinie an der Land⸗ 
ſtraße Zadroſch⸗Klein Neſſau liegt bei dem 
Poſtamt in Thorn 2 (Bahnhof) vom Da⸗ 
tum des Kreisblatts ab 4 Wochen aus. 

Danzig den 22. Februar 1918. 


Kaiſerliche Oberpoſtdirektion. 


Bekanntmachung. 


Gemäß § 21, Abſ. 3 der Jagdordnung 
vom 15. Juli 1907 bringe ich zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis, daß die Nutzung der Jagd 
in dem gemeinſchaftlichen, die hieſige Ge⸗ 
meinde umfaſſenden Jagdbezirke auf die 


Dauer von 6 Jahren, beginnend vom 
20. Juli 1918 durch öffentlich meiſtbietende 
Verpachtung erfolgen ſoll. Die in Ausſicht 
genommenen Pachtbedingungen liegen vom 
1. März 1918 ab, 14 Tage lang, in der 
Wohnung des Unterzeichneten öffentlich aus. 
Kaſchorek den 1. März 1918. 

Der Jagdvorſteher. 

Cieszynski, Gemeindevorſteher. 


Bekanntmachung. 

Gemäß $ 21, Abſ. 3 der Jagdordnung 
vom 15. Juli 1907 bringe ich zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis, daß die Nutzung der Jagd 
in dem gemeinſchaftlichen, die hieſige Ge⸗ 
meinde umfaſſenden Jagdbezirke auf die 


Beizt mit 


USPÜLUR 


Wirksamste Saatbeize 


Erhöhung der Erträge. 
Triebkraft. 


der Keim- u. 


Verbesserung 
Kein 


des Saatgutes. Bequeme Anwendung. 
Erhältlich bei: 


J. M. Wendisch Nachf., 


Thorn, Altstädt. Markt 33. 


Verbeizen 


Dauer von 6 Jahren, beginnend mit dem 
28. Mai 1918 durch freihändige öffentlich 
meiſtbietende Verpachtung erfolgen ſoll. Die 
in Ausſicht genommenen Pachtbedingungen 
liegen vom 4. März 1918 ab, 2 Wochen 
lang, in der Wohnung im Dienſtzimmer 
des Unterzeichneten öffentlich aus. 

Jeder Jagdgenoſſe kann gegen die Art 
der Verpachtung und gegen die Pachtbedin⸗ 
gungen während der vorbezeichneten Aus⸗ 
legungsfriſt Einſpruch beim Kreisausſchuß 
zu Thorn erheben. 


Smolnik den 2. März 1918. 


Der Jagdvorſteher. 
Wollboldt, Gemeindevorſteher. 


